
Zusammenfassung
Der vorliegende Bericht wird von der Sonderberichterstatterin für die Menschenrechtslage in der 

Russischen Föderation, Mariana Katzarova, gemäß der Resolution 57/20 des Menschenrechtsrats vorgelegt. 
Während die in früheren Berichten festgestellten Trends anhielten, waren die Jahre 2024 und 2025 durch 
eine weitere Konsolidierung und Ausweitung repressiver Instrumente gekennzeichnet, insbesondere durch 
den Einsatz von Gesetzen zur nationalen Sicherheit, um abweichende Meinungen zu unterdrücken und den 
zivilgesellschaftlichen Raum einzuschränken. Seit der vollständigen Invasion der Ukraine durch die 
Russische Föderation haben die russischen Behörden verstärkt strafrechtliche Verfolgung, langjährige 
Haftstrafen, Einschüchterung, Folter und Misshandlung eingesetzt, um die Opposition gegen den Krieg zum 
Schweigen zu bringen. Dennoch werden in diesem Krieg gegen die Ukraine schwere Verstöße gegen die 
internationalen Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht straffrei begangen, was zu einer 
Eskalation der Repressionen in der Russischen Föderation selbst führt. Der Bericht enthält aktuelle, auf 
Fakten basierende Erkenntnisse über die sich verschlechternde Menschenrechtslage sowohl in der 
Gesetzgebung als auch in der Praxis und enthält Analysen und Empfehlungen für die russischen Behörden 
und die internationale Gemeinschaft.
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I. Einleitung

1. Der vorliegende Bericht wird gemäß der Resolution 57/20 des Menschenrechtsrats vorgelegt. Der 
Sonderberichterstatter für die Menschenrechtslage in der Russischen Föderation stellt eine Verschärfung der 
Repressionen und eine Konsolidierung der autoritären Kontrolle fest. Der vage und übermäßig weit gefasste 
Rechtsrahmen in der Russischen Föderation wird weiterhin für politisch motivierte Strafverfolgungen 
genutzt. Die wiederholte und gezielte Anwendung von Gesetzen über „ausländische Agenten“, 
„unerwünschte Organisationen“, „Diskreditierung der Streitkräfte“ und die Verbreitung von „Fake News“ 
über die Armee („Kriegszensur“) sowie der Missbrauch von Gesetzen gegen „Terrorismus“ und 
„Extremismus“ stellen eine Strategie der Instrumentalisierung des Rechts dar, die auf die weitere 
Unterdrückung von Dissidenten und Kritikern abzielt.

2. Die systematische Kriminalisierung friedlicher Aktivitäten der Zivilgesellschaft, von 
Menschenrechtsverteidigern, Rechtsanwälten, Journalisten, politischen Gegnern, Kriegsgegnern und 
anderen, die abweichende Meinungen äußern, wird durch offizielle Narrative untermauert, die die legitime 
Ausübung von Menschenrechten als „existenzielle Sicherheitsbedrohung“ umdeuten und solche Personen 
als „Staatsfeinde“ darstellen.

3. Die Ausbreitung der staatlich geförderten nationalistischen Ideologie hat identitätsbasierte 
Diskriminierung und Gewalt normalisiert, insbesondere gegen Frauen und Mädchen, LGBT1-Personen, 
indigene Völker, ethnische Minderheiten, Migranten und Asylsuchende. Diese gezielte Vorgehensweise 
dient als politisches und ideologisches Instrument, um interne und externe „Feinde“ zu schaffen, um eine 
umfassendere Unterdrückung zu rechtfertigen und zu verstärken und gleichzeitig die Aufmerksamkeit vom 
Krieg gegen die Ukraine und der Korruption der Regierung abzulenken.

4. Staatlich kontrollierte Medien und das öffentliche Bildungswesen fördern zunehmend militarisierte 
Narrative, die Krieg als patriotische Pflicht und moralische Verpflichtung darstellen und gleichzeitig 
Aggression normalisieren, wodurch sie gegen das Verbot von Kriegspropaganda verstoßen. In dem Krieg 
der Russischen Föderation gegen die Ukraine2 werden weiterhin schwere Verstöße gegen internationale 
Menschenrechte und humanitäres Recht straffrei begangen,was wiederum die Unterdrückung in der 
Russischen Föderation selbst verschärft und die aktuelle Menschenrechtskrise vertieft.

II. Methodik

5. Da die Russische Föderation sich weiterhin weigerte, mit dem Mandat zu kooperieren, konnten die 
Ansichten der Regierung nicht in den Bericht aufgenommen werden. Der Sonderberichterstatter ist 
weiterhin entschlossen, sein Mandat unabhängig, objektiv und methodisch streng zu erfüllen, wobei er sich 
auf Informationen aus e i n e r  Vielzahl glaubwürdiger und überprüfter Quellen stützt, darunter 
Nichtregierungsorganisationen, unabhängige Journalisten sowie Opfer und ihre Rechtsvertreter. Es wurden 
Konsultationen mit mehr als 200 russischen und internationalen Menschenrechtsorganisationen und 
Einzelpersonen durchgeführt und fast 100 schriftliche Stellungnahmen eingereicht.

6. Die Informationen wurden durch direkte Befragungen von Opfern und Zeugen, deren 
Familienangehörigen und Rechtsbeiständen gewonnen. Die Identität der Befragten wird gemäß der Pflicht 
des Sonderberichterstatters zum Schutz seiner Quellen geheim gehalten. Alle Unterlagen sind archiviert und 
auf Anfrage erhältlich.

1  Im gesamten vorliegenden Bericht ist die Abkürzung LGBT als inklusive Bezeichnung für lesbische, schwule, 
bisexuelle, transgender und andere geschlechtsdiverse Personen zu verstehen, in Übereinstimmung mit den 
Berichten des Unabhängigen Experten für den Schutz vor Gewalt und Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Orientierung und Geschlechtsidentität (siehe beispielsweise A/HRC/56/49).

2  Siehe Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, Ukraine und Niederlande gegen Russland, Anträge
Nr. 8019/16, 43800/14 und 28525/20, Entscheidung vom 30. November 2022, in der der Gerichtshof feststellte, 
dass die Russische Föderation seit 2014 die „effektive Kontrolle” über die besetzten Gebiete Donezk und Luhansk 
ausübt.

https://docs.un.org/en/A/HRC/56/49
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III. Restriktive Gesetzgebung – der Angriff auf die Zivilgesellschaft geht weiter

A. Auswirkungen der Gesetzgebung zu „ausländischen Agenten“ auf die Grundfreiheiten

7. In Übereinstimmung mit den früheren Feststellungen des Sonderberichterstatters stellte der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Oktober 2024 fest, dass die Gesetzgebung in der 
Russischen Föderation das Recht auf freie Meinungsäußerung, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 
verletzt. (3)  Bis zum 18. Juli 2025 wurden 1 040 Personen und Organisationen als „ausländische Agenten“ 
eingestuft, darunter 133 seit Januar 2025 neu hinzugekommene Personen, darunter prominente 
Menschenrechtsverteidiger, darunter Personen, die mit den Nobelpreisträgern Memorial und Amnesty 
International in Verbindung stehen, sowie politische Persönlichkeiten und dissidente ehemalige russische 
Diplomaten. (4)

8. Obwohl die Zahl der Benennungen seit 2024 zurückgegangen ist, hat der Druck seitens der 
Staatsanwaltschaft zugenommen. Im Jahr 2024 richteten sich 150 politisch motivierte Strafverfahren gegen 
„ausländische Agenten“. In den Jahren 2023–2024 wurden mindestens 33 Personen gemäß Artikel 330.1 
des Strafgesetzbuches wegen Verstoßes gegen die Anforderungen für „ausländische Agenten“ angeklagt; 29 
dieser Verfahren wurden 2024 eingeleitet, gegenüber nur vier im Jahr 2023. Mit der Verurteilung von 
Laurent Vinatier hat die Russische Föderation die Anwendung dieses Artikels auf ausländische 
Staatsangehörige ausgeweitet.

9. Dieser Trend setzte sich 2025 mit dem jüngsten Fall gegen den politischen Aktivisten Maxim Katz 
fort. Am 1. Juli berichteten die Behörden, dass innerhalb von sechs Monaten 72 Personen wegen Verstößen 
gegen die Vorschriften für „ausländische Agenten“ angeklagt worden waren. Zu den Angeklagten gehören die 
Menschenrechtsanwältin Valeria Vetoshkina, die Politikwissenschaftlerin Ekaterina Shulman, der 
Schriftsteller Dmitry Bykov und die Journalisten Tikhon Dziadko, Ekaterina Kotrikadze und Valeria 
Ratnikova vom Fernsehsender Dozhd TV.

10. Ab dem 1. März 2025 müssen „ausländische Agenten“ spezielle Bankkonten eröffnen, auf denen 
alle ihre Einkünfte eingefroren bleiben, bis sie aus dem Register der „ausländischen Agenten“ gestrichen 
werden,5  wodurch der Staat die Möglichkeit erhält, Geldstrafen für mutmaßliche Straftaten im Ausland zu 
verhängen.

11. Ein Gesetz vom April 2025 verbietet „ausländischen Agenten“ jegliche Bildungsaktivitäten,6  und 
die Kriterien für „ausländische Agenten“ wurden erweitert, um die Unterstützung internationaler 
Organisationen oder ausländischer staatlicher Stellen einzubeziehen, die als Bedrohung für die nationale 
Sicherheit angesehen werden.7

12. Mit Wirkung vom 1. September 2025 verlieren „ausländische Agenten“ ihren Anspruch auf den 
Status „sozial orientiert“ und auf finanzielle Unterstützung durch die Kommunen. Ein weiteres Gesetz (8)  
führte strengere Strafen für die Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten“ und 
Geldstrafen von bis zu 500.000 Rubel (ca. 5.400 US-Dollar) ein. Darüber hinaus sieht ein im Juli in erster 
Lesung verabschiedeter Gesetzentwurf vor, strafrechtliche Haftung auf der Grundlage einer einzigen 
Verwaltungsstrafe zu verhängen.(9)

B. Auswirkungen der Einstufung als „unerwünschte“ Organisation

13. Bis zum 24. Juli 2025 wurden 245 Organisationen als „unerwünscht“ eingestuft, darunter 46 neue 
seit Anfang 2025 10, wodurch ihre Zusammenarbeit mit ausländischen und internationalen Organisationen 
unter Strafe gestellt wurde.

14. Im Mai 2025 wurde Amnesty International als „unerwünscht“ eingestuft, wodurch ihre Aktivitäten 
in der Russischen Föderation verboten wurden. Die Elton John AIDS Foundation wurde im April verboten, 
der British Council im Juni, die Yale University im Juli und Reporter ohne Grenzen International im 
August. Ebenfalls eingestuft

3  Kobaliya und andere gegen Russland, Antrag Nr. 39446/16 und 106 weitere, Urteil vom 22. Oktober 2024.
4  Siehe https://minjust.gov.ru/ru/pages/reestr-inostryannykh-agentov (auf Russisch). Der Zugriff von außerhalb der 

Russischen Föderation auf diese Website und mehrere andere, auf die in diesem Bericht Bezug genommen wird, 
erfordert die Verwendung eines virtuellen privaten Netzwerks (VPN).

5  Föderales Gesetz Nr. 520-FZ vom 28. Dezember 2024.
6  Föderales Gesetz Nr. 100-FZ vom 21. April 2025.
7  Föderales Gesetz Nr. 89-FZ vom 21. April 2025.
8  Föderales Gesetz Nr. 171-FZ vom 24. Juni 2025.
9  Siehe https://sozd.duma.gov.ru/bill/956293-8 (auf Russisch).

10  Siehe https://minjust.gov.ru/ru/documents/7756/ (auf Russisch).

https://minjust.gov.ru/ru/pages/reestr-inostryannykh-agentov
https://sozd.duma.gov.ru/bill/956293-8
https://minjust.gov.ru/ru/documents/7756/
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waren sechs Organisationen, die von Russen im Exil gegründet worden waren. Im Juli wurden das 
Sacharow-Institut und die Antikriegsbewegung „Frieden, Fortschritt, Menschenrechte“ – beide von Lew 
Ponomarjow in Frankreich gegründet – als „unerwünscht“ eingestuft.

15. Allein im Jahr 2025 wurden mindestens 152 Verwaltungsverfahren gemäß Artikel 20.33 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten wegen Beteiligung an „unerwünschten Organisationen“ eingeleitet. 
Zwischen Mitte 2024 und Mitte 2025 wurden mindestens 25 Strafverfahren gemäß Artikel 284.1 des 
Strafgesetzbuches wegen Beteiligung an „unerwünschten Organisationen” eingeleitet, die zu mindestens 37 
Verurteilungen führten. (11)

16. Im Mai 2025 wurde Grigory Melkonyants, Co-Vorsitzender der unabhängigen 
Wahlbeobachtungsgruppe Golos, zu fünf Jahren Haft und einem zehnjährigen Verbot öffentlicher 
Aktivitäten verurteilt, eine der bisher härtesten Strafen im Rahmen der „unerwünschten” 
Rechtsvorschriften. Im Juli 2025 befanden sich mindestens 12 Personen aufgrund solcher Anklagen 
weiterhin in Haft.

IV. Wichtige Beobachtungen und Herausforderungen im Bereich der Menschenrechte

A. Freiheit der friedlichen Versammlung

17. Friedliche öffentliche Proteste nahmen weiter ab und verlagerten sich auf Online- oder symbolische 
Formen des Widerstands. Anfang 2024 kam es zu einem kurzen Wiederaufleben, als mindestens 672 
Personen bei Versammlungen zum Gedenken an Alexei Nawalny, mindestens 496 bei Protesten in 
Baschkortostan und 46 bei Protesten der Ehefrauen von mobilisierten Männern inhaftiert wurden.

18. Von Mitte 2024 bis Mitte 2025 sank die Zahl der dokumentierten Festnahmen auf 295, was eine 
massive Unterdrückung öffentlicher Meinungsverschiedenheiten nach den friedlichen Massenprotesten 
gegen den Krieg im Jahr 2022 und den darauf folgenden schweren Repressalien widerspiegelt.12  
Gleichzeitig eskalierten die Strafverfolgungen, wobei mindestens 3.905 Personen wegen friedlicher 
Meinungsverschiedenheiten aufgrund von Verwaltungs- oder Strafanzeigen verurteilt wurden.

19. Mindestens 80 Strafverfolgungen standen im Zusammenhang mit den friedlichen Protesten in 
Baschkortostan,13  wobei 48 Personen zu bis zu achteinhalb Jahren Haft verurteilt wurden, was ein Muster 
der massenhaften Kriminalisierung friedlicher Dissidenten unter dem Deckmantel der Bekämpfung von 
„öffentlicher Unruhe” und „Gewalt” widerspiegelt.

B. Vereinigungsfreiheit

20. Die Behörden machten es unabhängigen Nichtregierungsorganisationen weiterhin rechtlich und 
finanziell unmöglich, ihre Arbeit fortzusetzen. Das im März 2024 erlassene gesetzliche Verbot von 
Werbung durch „ausländische Agenten“ 14hat die Möglichkeiten russischer Organisationen, Einnahmen zu 
generieren, weiter eingeschränkt. Außerdem sahen sie sich mit erheblichen Hindernissen bei der 
Mittelbeschaffung über internationale Crowdfunding-Plattformen und Bankensysteme konfrontiert. Darüber 
hinaus wurden russische Staatsbürger, die an „unerwünschte“ Organisationen spendeten, strafrechtlich 
verfolgt.

21. Im Jahr 2025 forderte der Sprecher der Staatsduma, Wjatscheslaw Wolodin, öffentlich, dass der 
Kongress der Vereinigten Staaten von Amerika eine Liste der russischen Stipendiaten herausgibt, die dem 
Föderalen Sicherheitsdienst zur Untersuchung vorgelegt werden solle. Darüber hinaus schlug er vor, dass 
russische Politiker, Aktivisten und Journalisten im Exil, die Stipendien der US-Agentur für internationale 
Entwicklung erhalten haben, öffentlich auf dem Roten Platz gestehen und Buße tun sollten.

22. Im Juni 2025 löste der Oberste Gerichtshof die Bürgerinitiative auf, eine der letzten verbliebenen 
nicht-systemkonformen Oppositionsparteien.

11  Daten von OVD-Info.
12  A/HRC/54/54, Abs. 75.
13  A/HRC/57/59, Abs. 34.
14  Föderales Gesetz Nr. 42-FZ vom 11. März 2024.

https://docs.un.org/en/A/HRC/54/54
https://docs.un.org/en/A/HRC/57/59
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C. Meinungs- und Ausdrucksfreiheit

23. Seit 2022 haben die russischen Behörden 1.259 Strafverfahren gegen Personen wegen ihrer 
Äußerungen eingeleitet, darunter Kritik am Staat und Widerstand gegen den Krieg gegen die Ukraine. Im 
Jahr 2024 machten Fälle im Zusammenhang mit der Meinungsfreiheit die Hälfte aller politisch motivierten 
Strafverfolgungen aus, wobei die Strafen immer härter ausfielen und teilweise mehr als zehn Jahre Haft 
betrugen.

24. Seit 2022 wurden 247 Journalisten und Medienunternehmen als „ausländische Agenten“ eingestuft, 
59 weitere kamen 2024 hinzu und weitere 40 in den ersten vier Monaten des Jahres 2025.

25. Journalisten sind auch gerichtlicher Schikane ausgesetzt. Etwa 40 Prozent aller Fälle von Verstößen 
gegen Artikel 19.34 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten betrafen Journalisten und Blogger. 
Mindestens 16 Journalisten wurden 2024 gemäß Artikel 330.1 des Strafgesetzbuches wegen 
Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten” strafrechtlich verfolgt.

26. Bis Juni 2025 wurden 195 Medien als „unerwünscht“ eingestuft, was zu Strafverfolgungen und 
Strafen von bis zu sechs Jahren Haft führte.

27. In einer erheblichen Eskalation haben die russischen Behörden begonnen, unabhängige Medien als 
„terroristische Organisationen“ einzustufen, darunter auch solche, die für Angehörige nationaler 
Minderheiten und indigener Völker bestimmt sind und von diesen betrieben werden.

28. Die Strategie der Regierung, die Meinungsfreiheit in der Kunst zu unterdrücken, wurde 2024 durch 
die Einrichtung einer Untersuchungsgruppe für antirussische kulturelle Aktivitäten institutionalisiert, deren 
Aufgabe es ist, „den kulturellen Bereich von staatsfeindlichen Elementen zu säubern”.15

1. Vorgehen gegen Dissidenten und Kriegsgegner: politische Gefangene

29. Zwischen 2024 und Mitte 2025 wurden mindestens 912 Personen aus politischen Gründen 
strafrechtlich verfolgt, wobei jeden Monat etwa 60 neue Fälle hinzukamen. Mindestens 390 von ihnen 
befinden sich weiterhin in Haft. Viele wurden wegen friedlicher Kritik am Krieg gegen die Ukraine 
inhaftiert und sind häufig Folter sowie Strafmaßnahmen wie längerer Einzelhaft in einer Strafzelle (SHIZO) 
ausgesetzt.

30. In der ersten Hälfte des Jahres 2025 waren durchschnittlich 20 bis 30 Prozent der Personen in 
Untersuchungshaft in der Russischen Föderation politische Gefangene.16  Dies spiegelt sowohl die 
zunehmende Zahl politisch motivierter Strafverfolgungen wider, die die Gefängnisse füllen, als auch die 
Freilassung von Straftätern, die sich bereit erklären, für den Krieg gegen die Ukraine rekrutiert zu werden.

31. Dissidenten und Aktivisten werden zunehmend mit Anklagen wegen „Spionage“, „Verrat“, 
„Extremismus“ und „Terrorismus“ sowie wegen „Rehabilitierung des Nationalsozialismus“ verfolgt. 
Offizielle Daten sind zwar nicht verfügbar, da die Verfahren unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfinden 
und es an Transparenz im Justizwesen mangelt, doch im Folgenden werden einige repräsentative Fälle 
beschrieben, die das Ausmaß der Repression verdeutlichen.

2. Journalisten

32. Mit 50 inhaftierten Medienfachleuten ist die Russische Föderation zum drittgrößten Gefängnis für 
Journalisten weltweit geworden. 17  Darunter befinden sich 29 ukrainische Journalisten, die in der 
Russischen Föderation oder in besetzten Gebieten inhaftiert sind. Zwischen Juli 2024 und Juli 2025 wurden 
42 russische Journalisten zu Freiheitsstrafen von bis zu 12 Jahren verurteilt. Die Behörden leiteten neue 
Strafverfahren gegen 89 russische Journalisten ein (18), was einen drastischen Anstieg gegenüber 2023 (23 
Fälle) darstellt. Zu den häufigsten Anklagepunkten gegen Journalisten zählen Verstöße gegen die 
„Kriegszensur“, die Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten“, „Extremismus“ und 
„Terrorismus“ sowie die Beteiligung an „unerwünschten Organisationen“.

15  Siehe https://mironov-online.ru/news/natsionalnyj-suverenitet-v-oblasti-kultury-ukrepyat-zakonom/ (auf 
Russisch).

16  Daten der Ersten Abteilung (zivilgesellschaftliche Organisation).
17  Siehe https://rsf.org/en/imprisoned-reporting-rsf-profiles-29-ukrainian-media-professionals-detained-russia.
18  Vorlage des Mass Media Defence Centre.

https://mironov-online.ru/news/natsionalnyj-suverenitet-v-oblasti-kultury-ukrepyat-zakonom/
https://rsf.org/en/imprisoned-reporting-rsf-profiles-29-ukrainian-media-professionals-detained-
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33. Mindestens 65 im Exil lebende Journalisten waren mit Strafverfahren konfrontiert. Ihre 
Vermögenswerte in der Russischen Föderation und ihre Bankkonten wurden von den russischen Behörden 
beschlagnahmt. Ihre Namen stehen auf verschiedenen Fahndungslisten, darunter auch auf den Red Notices 
der Internationalen Kriminalpolizeilichen Organisation (INTERPOL), wodurch sie bei Reisen in Länder, die 
eine Auslieferung an die Russische Föderation vornehmen können, effektiv Gefahr laufen, verhaftet und 
zurückgeschickt zu werden.

3. „Kriegszensur“

34. Wie bereits seit 2022 wurden auch weiterhin häufig Anklagen wegen „Kriegszensur“ gegen 
Journalisten erhoben, die über den Krieg der Russischen Föderation gegen die Ukraine berichteten. Im 
Berichtszeitraum wurden mindestens 18 Strafverfahren wegen solcher Vorwürfe eingeleitet und mindestens 
23 Journalisten verurteilt, darunter Sergey Mikhailov, der im August 2024 wegen „Fake News“ über die 
Armee zu acht Jahren Haft verurteilt wurde. Die Journalisten Mascha Gessen, Michail Zygar, Dmitri 
Kolezew, Jekaterina Fomina und Roman Anin wurden in Abwesenheit verurteilt. Im Juli wurden 
Strafverfahren gegen vier im Exil lebende Journalisten des Fernsehsenders Dozhd wegen Social-Media-
Beiträgen über russische Militäraktionen und zivile Opfer in der Ukraine eingeleitet; drei von ihnen wurden 
außerdem wegen Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten“ angeklagt.

35. In seinem Urteil vom Februar 2025, das mit den eigenen Feststellungen des Sonderberichterstatters 
übereinstimmt, stellte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte fest, dass diese Gesetze nicht echte 
Bedrohungen bekämpfen, sondern Berichterstattung und Äußerungen, die der offiziellen Darstellung 
widersprechen, unter Strafe stellen und abweichende Meinungen unterdrücken. 19

4. Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten“

36. Seit Juli 2024 wurden mindestens 28 Strafverfahren eingeleitet und drei Journalisten wegen 
Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten“ verurteilt. Die Journalisten Yevgeniya 
Baltatarova und Alexandr Kushnar wurden in Abwesenheit wegen „Fake News“ und „ausländischer 
Agenten“ zu sieben bzw. acht Jahren Haft verurteilt.

37. Im Januar eröffneten die russischen Behörden ein Strafverfahren und erließen einen Haftbefehl 
gegen Alesya Marokhovskaya, Chefredakteurin des Medienunternehmens Important Stories, wegen 
Nichteinhaltung der Anforderungen für „ausländische Agenten“.

5. Missbrauch von Gesetzen zur Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus

38. Die Vorwürfe des „Extremismus“ und „Terrorismus“ werden zunehmend dazu benutzt, 
unabhängige Journalisten zum Schweigen zu bringen. Zwischen Juli 2024 und Juli 2025 wurden mindestens 
acht neue Strafverfahren eröffnet und 12 Journalisten wegen „Extremismus“ verurteilt.

39. Im April 2025 verurteilte ein Moskauer Gericht vier Journalisten – Antonina Favorskaya 
(Kravtsova), Sergei Karelin, Konstantin Gabov und Artem Kriger – zu fünfeinhalb Jahren Haft wegen 
Beteiligung an einer „extremistischen“ Organisation, da sie angeblich mit der von Alexei Navalny 
gegründeten „Anti-Korruptions-Stiftung“ zusammengearbeitet hatten. Im Juli 2025 wurde Olga Komleva 
wegen „Extremismus“ zu zwölf Jahren Haft verurteilt, weil sie sich an den Wahlkampfbüros von Herrn 
Nawalny beteiligt und „Fake News“ über die russischen Streitkräfte verbreitet hatte.

40. Zwischen Juli 2024 und Juli 2025 wurden mindestens neun Strafverfahren eingeleitet und sieben 
Journalisten gemäß Artikel 205.2 des Strafgesetzbuches wegen Aufrufen zu „Terrorismus“, dessen 
Rechtfertigung oder Propaganda verurteilt. Im Juli 2025 wurde die ehemalige Nachrichtensprecherin Farida 
Kurbangaleeva in Abwesenheit zu acht Jahren Haft verurteilt, weil sie „Fake News“ über die russische 
Armee verbreitet und in einem Interview mit einem Kämpfer der Freien Russischen Legion, die in der 
Russischen Föderation als „terroristische Organisation“ eingestuft ist, „Terrorismus gerechtfertigt“ habe. 
Armen Aramyan, Chefredakteur von DOXA, wurde im Februar 2025 ebenfalls in Abwesenheit wegen „Fake 
News“ und „Rechtfertigung von Terrorismus“ zu über 10 Jahren Haft verurteilt. Zu den weiteren 
verurteilten Journalisten gehört Sergey Kornilevsky, der wegen „Rechtfertigung von Terrorismus“ zu 
zweieinhalb Jahren Haft verurteilt wurde.

19  Novaya Gazeta und andere gegen Russland, Antrag Nr. 11884/22 und 161 weitere, Urteil vom 11. 
Februar 2025.
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6. „Unerwünschte Personen”

41. Im Jahr 2025 wurden Strafverfahren gegen mindestens vier Medienpersönlichkeiten eingeleitet, 
darunter Galina Timchenko, Gründerin der Nachrichtenwebsite Meduza, Dmitry Kuznets, Journalist bei 
Meduza, Timur Olevsky, Leiter der Redaktion von The Insider, Sergei Ezhov, Journalist bei The Insider, 
und Ilya Azar, Journalist bei Novaya Gazeta. Im April 2025 wurde Kirill Martynov, Chefredakteur von 
Novaya Gazeta Europe – einer Organisation, die in der Russischen Föderation als „unerwünscht“ verboten 
ist – in Abwesenheit zu sechs Jahren Haft verurteilt.

7. Nationale Sicherheit, Schikanierung und Angriffe auf Journalisten

42. Russische Journalisten werden weiterhin mit Anklagen wegen Gefährdung der nationalen 
Sicherheit verfolgt. Im November 2024 wurde die Journalistin Nika Novak von Radio Free Europe/Radio 
Liberty als erste Journalistin wegen „vertraulicher Zusammenarbeit” verurteilt. Im Juni wurde Vladyslav 
Yesypenko, ebenfalls von Radio Free Europe/Radio Liberty, nach mehr als vier Jahren Haft auf der von 
Russland besetzten Krim wegen „Spionage” und „Besitzes von Sprengstoff” freigelassen. Herr Yesypenko 
sagte vor Gericht aus, dass er gefoltert worden sei, um ein Geständnis zu erzwingen. Im Juli 2025 wurde ein 
Strafverfahren wegen „Verrats” gegen den im Exil lebenden Gründer des Medienunternehmens 7x7, Pavel 
Andreyev, eröffnet.

43. Im Jahr 2024 wurden mindestens zwölf Strafverfahren gegen Auslandskorrespondenten, die über 
Ereignisse im Gebiet Kursk berichteten, gemäß Artikel 322 des Strafgesetzbuches wegen illegaler 
Grenzüberschreitung eingeleitet.

44. Die russischen Behörden nutzen Anklagen wie „Angriff auf Strafverfolgungsbeamte“, um die 
Haftstrafen zu verlängern und die Haftbedingungen für politische Gefangene zu verschärfen. Am 27. März 
2025 wurde die Journalistin Maria Ponomarenko, die bereits eine sechsjährige Haftstrafe verbüßte, zu einer 
zusätzlichen Haftstrafe von einem Jahr und zehn Monaten verurteilt und zu einer obligatorischen 
psychiatrischen Behandlung verpflichtet.

8. Kulturelle Persönlichkeiten

45. Zwischen 2022 und 2025 verschärfte die Russische Föderation ihre Repressionen gegen 
Kulturschaffende. Am 9. April 2025 befanden sich mindestens 41 dieser Personen in Haft. Die 
Theaterregisseurin Evgenia Berkovich und die Dramatikerin Svetlana Petrychuk verbüßen lange Haftstrafen 
aufgrund erfundener „Terrorismus”-Anklagen. Im Dezember 2024 bestätigte das Militärberufungsgericht in 
Moskau das Urteil, reduzierte jedoch die Strafe von Frau Berkovich auf fünf Jahre und sieben Monate und 
die von Frau Petrychuk auf fünf Jahre und zehn Monate.

46. Der Oscar-nominierte Produzent Alexander Rodnyansky und der Theaterregisseur Ivan Vyrypaev 
wurden 2024 in Abwesenheit wegen Kriegsgegnerschaft zu achteinhalb bzw. siebeneinhalb Jahren Haft 
verurteilt. Im Juli 2025 wurde der Schriftsteller Boris Akunin in Abwesenheit wegen „Terrorismus“ und 
Verstoßes gegen das Gesetz über „ausländische Agenten“ zu 14 Jahren Haft verurteilt.

47. Im Juni 2025 wurde der in Perm lebende Fotograf Grigory Skvortsov wegen „Verrats” zu 16 Jahren 
Haft verurteilt, weil er einem amerikanischen Journalisten ein Buch über sowjetische Bunker und 
freigegebene Dokumente gezeigt hatte.

48. Svetlana Ushnitskaya, Bibliotheksdirektorin in Jakutsk, wurde im Dezember 2023 mit einer 
Geldstrafe belegt, weil sie Bücher des Nobelpreisträgers Heinrich Böll ausgestellt hatte; die Geldstrafe ging 
auf die Einstufung der Heinrich-Böll-Stiftung als „unerwünscht” im Jahr 2022 zurück.

49. Die Bücher der Nobelpreisträgerin Swetlana Alexijewitsch sind aus den russischen Lehrplänen 
ausgeschlossen. Im April 2024 beantragte die Abgeordnete der Staatsduma Nina Ostanina eine 
parlamentarische Untersuchung wegen der angeblichen Aufnahme von Alexijewitschs Büchern in die 
einheitliche staatliche Prüfung und beschuldigte die Autorin des „Hasses“ auf die Russische Föderation und 
die russische Kultur, der unverhohlenen Russophobie und der Annahme von Auszeichnungen von 
Mitgliedstaaten der Nordatlantikvertrags-Organisation während der besonderen Militäroperation.
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9. Menschenrechtsverteidiger und Antikriegsaktivisten

50. Die russischen Behörden gingen weiterhin mit politisch motivierten Strafanzeigen gegen 
Menschenrechtsverteidiger und zivilgesellschaftliche Aktivisten vor. Im November 2024 wurde der im Exil 
lebende ehemalige Direktor des geschlossenen Sacharow-Zentrums, Sergej Lukaschewski, in Abwesenheit 
wegen „Fake News” zu acht Jahren Haft verurteilt, weil er Beiträge über Kriegsverbrechen und zivile Opfer 
in der Ukraine veröffentlicht hatte. Im August 2024 wurde der im Exil lebende Menschenrechtsverteidiger 
Sergei Davidis wegen einer Veröffentlichung von Memorial, in der Mitglieder des ukrainischen Asow-
Bataillons – das in der Russischen Föderation als „terroristische Organisation“ eingestuft ist – als politische 
Gefangene bezeichnet wurden, wegen „Terrorismus“ angeklagt.

51. Im Juni 2025 wurde der 85-jährige Menschenrechtsaktivist Mark Kuperman aus der Oblast 
Sachalin wegen seiner kriegsfeindlichen Ansichten wegen „Anstiftung zum Terrorismus” für schuldig 
befunden und zu einer Geldstrafe von 500.000 Rubel (6.000 US-Dollar) verurteilt.20

52. Inhaftierte Menschenrechtsverteidiger und andere politische Gefangene sind besonders harten 
Haftbedingungen ausgesetzt, die einer Folter gleichkommen. Der 69-jährige Historiker Yuri Dmitriev, der 
eine 15-jährige Haftstrafe verbüßt, wurde mit Krebs diagnostiziert, erhält jedoch keine angemessene 
onkologische Behandlung. Sein Gesundheitszustand hat sich rapide verschlechtert.

53. Im Februar 2025 wurde der Blogger Sergej Weselow wegen kriegsfeindlicher Äußerungen zu acht 
Jahren Haft verurteilt. Im April 2025 wurde Darya Kozyreva wegen „Diskreditierung“ der russischen 
Armee zu zwei Jahren und acht Monaten Haft verurteilt.

10. Umweltschützer

54. Zwischen 2022 und 2023 wurden fast 500 Umweltschützer verfolgt, darunter 74 wegen ihrer Anti-
Kriegs-Haltung. Von 2022 bis 2025 wurden mindestens 12 Umweltanwälte ins Visier genommen. Im Jahr 
2024 wurden mindestens 13 physische Angriffe auf Umweltschützer dokumentiert, an denen oft private 
Sicherheitskräfte oder unbekannte Angreifer beteiligt waren.

55. Im Jahr 2024 starb mindestens ein Umweltschützer in Haft. Ein weiterer starb unter verdächtigen 
Umständen zu Hause, die nie untersucht wurden. Sergei Kechimov, ein Schamane des indigenen Volkes der 
Chanten, der gegen den Ölkonzern Surgutneftegaz um einen heiligen See kämpfte, starb während einer 
langwierigen Verfolgung wegen seiner Umweltarbeit.

56. Im Laufe des Jahres 2024 wurden mindestens fünf neue Strafverfahren gegen Umweltschützer 
wegen Beteiligung an „Unruhen”, „Gewalt” und „Beleidigung” von Staatsbeamten eingeleitet. Zwischen 
2024 und 2025 wurden mindestens sieben Umweltschützer zu Freiheitsstrafen von bis zu neun Jahren 
verurteilt.21

57. Seit 2013 wurden 34 Umweltorganisationen geschlossen, weil sie als „ausländische Agenten” 
eingestuft wurden. Zwischen 2024 und 2025 wurden mindestens zwei Organisationen und zwei 
Einzelpersonen als „ausländische Agenten” eingestuft, darunter der Mitbegründer von Ecodefense!, 
Vladimir Sliviak.

11. Religiöse Persönlichkeiten

58. Die Kriminalisierung religiöser Äußerungen nahm zu, insbesondere innerhalb der russisch-
orthodoxen Kirche. Im Januar 2024 wurde Pater Alexei Uminsky entlassen und ins Exil gezwungen, 
nachdem er sich geweigert hatte, ein vom Staat vorgeschriebenes Gebet für den Sieg des „heiligen 
Russlands“ zu lesen.

59. Im April 2025 stand der christliche Prediger Eduard Charov wegen „Diskreditierung“ der Armee 
und „Rechtfertigung des Terrorismus“ vor Gericht. Die ehemaligen Priester Alexey Vtulov und Ioann 
Kurmoyarov verließen die Russische Föderation, nachdem sie wegen ihrer kriegsfeindlichen Ansichten 
verfolgt worden waren. Letzterer verbüßte eine dreijährige Haftstrafe wegen „Fake News“.

60. Der buddhistische Führer Ilja Wassiljew befindet sich seit Juni 2024 wegen „Fake News” in Haft, 
weil er in einem Facebook-Post Raketenangriffe in der Ukraine verurteilt hatte. Pfingstpastor

20  Siehe https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/02/russia-must-immediately-drop-charges-against-85-year-old-
human-rights.

21  Siehe https://help-eco.info/monitoring/ (auf Russisch).

https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/02/russia-must-immediately-drop-charges-against-
https://help-eco.info/monitoring/
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Nikolay Romanyuk wurde 2024 wegen einer Predigt verhaftet, in der er Christen dazu aufforderte, sich nicht 
am Krieg zu beteiligen.

61. Zeugen Jehovas sind in der Russischen Föderation weiterhin schwerer Verfolgung ausgesetzt. Fast 
1.000 Menschen sind davon betroffen, von denen 525 strafrechtlich verfolgt und 157 inhaftiert wurden, 
wobei viele Folter ausgesetzt sind, einschließlich der Verweigerung angemessener medizinischer 
Versorgung.

62. Im April 2025 wurden die Imame Magomed-Bashir Tamaskhanov und Magomed Sultygov in 
Inguschetien unter dem Vorwurf der „Unterlassung der Anzeige einer Straftat” festgenommen, was sie 
jedoch bestreiten. Angeblich wurden sie wegen ihrer religiösen Ansichten ins Visier genommen, die die 
staatlich orientierte offizielle islamische Autorität in Frage stellten.

12. Politische Gegner

63. Zwischen Mitte 2024 und Mitte 2025 wurden mehrere Politiker zu harten Strafen verurteilt und 
litten unter sich verschlechternden Gesundheitszuständen in Haft. Am 29. November 2024 wurde Alexei 
Gorinov 22wegen „Rechtfertigung von Terrorismus” zu weiteren drei Jahren Haft verurteilt und im April 
2025 trotz schwerer Erkrankungen, darunter eine im Gefängnis erworbene Tuberkulose, in ein 
Hochsicherheitsgefängnis verlegt. Im März 2025 wurde Alexander Skobov, ein 67-jähriger Dissident und 
politischer Gefangener aus der Sowjetzeit, wegen „Terrorismus” zu 16 Jahren Haft verurteilt, weil er einen 
Beitrag zur Unterstützung der Ukraine veröffentlicht hatte und angeblich mit dem „Free Russia Forum” in 
Verbindung stand, einer Organisation, die als „unerwünscht” eingestuft wurde. Sein Gesundheitszustand hat 
sich in Haft rapide verschlechtert. Am 10. Juni 2025 wurde Lev Shlosberg, stellvertretender Vorsitzender 
der Partei Jabloko, wegen „Diskreditierung” der Armee angeklagt, weil er sich gegen den Krieg 
ausgesprochen hatte.

D. Staatliche Ideologie und Verfälschung der „historischen Wahrheit“

64. Seit Februar 2022 fördert der Staat eine konsolidierte Ideologie, die sich auf „traditionelle“ Werte 
und externe Bedrohungen konzentriert(23)  unddazu dient, Aggressionen im Ausland und Repressionen im 
Inland zu rechtfertigen. Staatliche Mittel, beispielsweise 1,6 Milliarden Rubel (etwa 20 Millionen US-
Dollar), die 2023 von der Präsidialstiftung für kulturelle Initiativen ausgegeben wurden, werden eingesetzt, 
um die Unterstützung für den Krieg gegen die Ukraine zu fördern, den Patriotismus zu betonen und 
Influencer in den sozialen Medien zu mobilisieren, um kriegsbefürwortende Inhalte und einen autoritären 
Regierungsstil zu propagieren.

65. Das Bildungswesen wird zur ideologischen Indoktrination genutzt, wobei patriotische und 
kriegsbefürwortende Inhalte in Schulen und Universitäten obligatorisch sind.24Lehrer, die abweichende 
Meinungen vertreten, werden verfolgt und sogar entlassen. Im Juni 2025 wurde die 65-jährige Lehrerin 
Natalya Taranushenko in Abwesenheit zu sieben Jahren Haft verurteilt, weil sie mit Schülern über Berichte 
über Bucha diskutiert hatte.

66. Russische Lehrbücher, die in der 10. und 11. Klasse vorgeschrieben sind, lassen historische Fakten 
über Verbrechen der Sowjetzeit, die stalinistischen Säuberungen und den Molotow-Ribbentrop-Pakt 
aus.25Im April 2025 führte die Russische Föderation eine weit gefasste Definition des Völkermords durch 
die Nazis und ihre Kollaborateure ein 26 und instrumentalisierte damit die historische Erinnerung weiter, um 
ihre vollständige Invasion der Ukraine zu rechtfertigen, unterstützt durch Aussagen wie die Behauptung von 
Präsident Wladimir Putin, dass die Russische Föderation in der Ukraine gegen den Nationalsozialismus 
kämpfe.

67. Artikel 354.1 des Strafgesetzbuches über die „Rehabilitierung des Nationalsozialismus“ wurde 
dazu benutzt, um Dissidenten zu verfolgen. Im Jahr 2024 wurden mindestens 52 Personen verurteilt. Im 
April 2025 wurde Alexander Panasenko im Gebiet Kemerowo zu vier Jahren und vier Monaten Haft 
verurteilt, weil er einen negativen Beitrag über das St.-Georgs-Band, ein Symbol patriotischer Loyalität, 
gepostet hatte.

68. Im Jahr 2025 wurde das Gulag-Geschichtsmuseum in Moskau geschlossen, was den Revisionismus 
des Staates in Bezug auf die Verfälschung der sowjetischen Geschichte widerspiegelt. Die 
Staatsanwaltschaft überprüfte über 14.000 zuvor erlassene Rehabilitierungsbeschlüsse zu politischen 
Gefangenen aus der Sowjetzeit und hob zwischen 2023 und 2024 mehr als 4.000 dieser Beschlüsse auf.

22  A/HRC/54/54, Abs. 57.
23  Siehe http://www.kremlin.ru/acts/bank/48502 (auf Russisch).
24  A/HRC/54/54, Abs. 73.
25  Vorlage der International Memorial Association.
26  Föderales Gesetz Nr. 74-FZ vom 21. April 2025.

https://docs.un.org/en/A/HRC/54/54
http://www.kremlin.ru/acts/bank/48502
https://docs.un.org/en/A/HRC/54/54
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E. Digitale Überwachung, Einschränkungen des Zugangs zu Informationen und 
Online-Zensur

69. Die russischen Behörden setzten weiterhin neue Technologien ein, um die Meinungsfreiheit, den 
Zugang zu Informationen und die Vereinigungsfreiheit einzuschränken. Roskomnadzor, eine 
Regierungsbehörde, überwacht Online-Inhalte, um sich wandelnde politische Meinungen zu identifizieren, 
Dissens zu verfolgen und Protestaktivitäten zu unterdrücken. Über 1,2 Millionen Internetressourcen sind 
gesperrt. Im Jahr 2025 wurden 497 Internetressourcen, Kanäle und Materialien – 87 von „ausländischen 
Agenten“ und 410 von „unerwünschten Organisationen“ – blockiert.

70. Seit dem 1. November 2024 müssen Social-Media-Seiten mit mehr als 10.000 Abonnenten bei 
Roskomnadzor registriert sein,27  wodurch die De-Anonymisierung von Content-Erstellern erzwungen wird. 
Im Juli 2025 wurde ein neues Gesetz verabschiedet, das die Nutzung virtueller privater Netzwerke (VPNs) 
zu einem erschwerenden Umstand in Strafverfahren macht.28Ein weiteres Gesetz bestraft die Werbung für 
VPNs und die Online-Suche nach „extremistischen Materialien”.29Dies gilt für alle Suchanfragen nach 
Inhalten, die im Register des Justizministeriums als „extremistisch” aufgeführt sind – etwa 5.400 Titel, 
darunter verbotene Bücher, Videos und Websites.

71. Im August 2024 kündigte Roskomnadzor die Sperrung der Messaging-Anwendungen Signal und 
Viber an und begründete dies mit ihrer angeblichen Nutzung für „terroristische” und „extremistische” 
Zwecke. Im Dezember 2024 wurden WhatsApp und elf weitere Messaging-Anwendungen dazu verpflichtet, 
Nutzerdaten zu speichern und an die russischen Strafverfolgungsbehörden weiterzugeben.

F. Faires Verfahren und Zugang zur Justiz

72. Die in früheren Berichten dargelegten Bedenken bestanden weiterhin,30  mit zunehmender 
Verfolgung von Juristen, die Personen in politisch sensiblen oder die nationale Sicherheit betreffenden 
Fällen verteidigten, einer wachsenden Zahl von Verfahren unter Ausschluss der Öffentlichkeit und einem 
im Juli 2025 vorgelegten Gesetzentwurf, der vorsah, die Macht der von der Regierung kontrollierten 
Föderalen Anwaltskammer31  zu festigen, indem alle im Zivil- und Handelsrecht tätigen Anwälte 
verpflichtet wurden, der russischen Anwaltskammer beizutreten.

73. Durch Änderungen der Strafprozessordnung wurden die Verfahren in Abwesenheit auf Anklagen 
wegen „Rechtfertigung von Terrorismus“, „Fake News“ und „Diskreditierung“ der Armee sowie auf die 
Beteiligung an Aktivitäten „unerwünschter Organisationen“ ausgeweitet.32

74. Bei verdeckten Ermittlungen, insbesondere bei Testkäufen von Drogen, kam es zu Missbräuchen, 
darunter das Platzieren von Beweismitteln, Folter zur Erzwingung von Geständnissen und Verleitung zu 
Straftaten. Bis Anfang 2025 wurden 17 unrechtmäßige Verurteilungen wegen Drogenbesitzes in Samara 
mangels einer Straftat aufgehoben, was die systemische Ungerechtigkeit deutlich macht.33

75. Die Verfolgung von Rechtsanwälten hat sich verschärft. Rechtsanwälte, die in politisch motivierten 
Fällen tätig sind, sehen sich Schikanen und strafrechtlicher Verfolgung ausgesetzt. Im November 2024 
wurde der Rechtsanwalt Dmitry Talantov wegen „Fake News“ und „Anstiftung zum Hass“ aufgrund von 
Äußerungen zu Bucha und als Vergeltungsmaßnahme für die Verteidigung des Journalisten Ivan Safronov 
zu sieben Jahren Haft verurteilt,34  was beispielhaft für die selektive, strafende Justiz des Staates ist.

76. Rechtsanwälte riskieren im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit Anklagen wegen 
„Extremismus“. Im Januar 2025 wurden die Rechtsanwälte von Alexei Nawalny – Igor Sergunin, Alexei 
Liptser und Vadim Kobzev – zu Haftstrafen zwischen dreieinhalb und fünfeinhalb Jahren verurteilt. Bis 
April 2025 hatte sich der Gesundheitszustand von Herrn Liptser erheblich verschlechtert.

27  Föderales Gesetz Nr. 303-FZ vom 8. August 2024.
28  Föderales Gesetz Nr. 282-FZ vom 31. Juli 2025.
29  Föderales Gesetz Nr. 281-FZ vom 31. Juli 2025.
30  A/HRC/57/59, Abs. 62–64.
31  Siehe https://www.avocatrus.org/en/post/the-international-association-of-russian-advocates-has-presented-a-

critical-report-on-the-bill-propo.
32  Bundesgesetz Nr. 101-FZ vom 21. April 2025.
33  Vorlage von Public Verdict.
34  Siehe https://www.ohchr.org/en/press-releases/2024/11/russia-un-special-rapporteur-urges-acquittal-russian-

lawyer-dmitry-talantov.

https://docs.un.org/en/A/HRC/57/59
https://www.avocatrus.org/en/post/the-international-association-of-russian-advocates-has-
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2024/11/russia-un-special-rapporteur-urges-acquittal-
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77. Im Mai 2025 wurde die Kaliningrader Anwältin Maria Bontsler festgenommen und wegen 
„vertraulicher Zusammenarbeit” mit einem ausländischen Staat angeklagt,35  ihr drohen bis zu acht Jahre 
Haft. Die Durchsuchungen richteten sich gegen sie und den Anwalt Roman Morozov; beide hatten den 
Aktivisten Igor Baryshnikov vertreten, der wegen „Fake News” zu siebeneinhalb Jahren Haft verurteilt 
worden war.

V. Folter und Misshandlung – ein Instrument der Strategie zur 
Unterdrückung im Inland und zur Aggression im Ausland

78. Folter und Misshandlung sind in der Russischen Föderation nach wie vor weit verbreitet und 
systematisch und betreffen nicht nur russische Staatsbürger, sondern auch ukrainische Kriegsgefangene und 
zivile Häftlinge. Im Zeitraum 2024/25 wurden mindestens 258 Fälle von Folter durch 
Strafverfolgungsbehörden, Gefängnispersonal und Insassen, die auf Anweisung der Gefängnisbehörden 
handelten, dokumentiert. Die angewandten Foltermethoden wurden ausführlich im ersten thematischen 
Bericht des Sonderberichterstatters für die Generalversammlung dokumentiert, der im Oktober 2024 unter 
dem Titel „Folter in der Russischen Föderation – ein Instrument der Unterdrückung im Inland und der 
Aggression im Ausland“ vorgelegt wurde. (36)

79. Gerichte stufen Foltervorwürfe zu weniger schweren Straftaten um. Darüber hinaus weisen die 
verfügbaren Daten auf eine deutlich höhere Freispruchsquote in Folterfällen sowie auf eine hohe Prävalenz 
von Bewährungsstrafen und milde Strafen von durchschnittlich drei bis fünf Jahren Haft hin. 37In zwei 
Ausnahmefällen, in denen Folter zum Tod führte, erhielten die Täter längere Strafen: acht bzw. zehn 
Jahre.38  Im Jahr 2024 wurden nur 10 Personen nach dem staatlichen Rechtsrahmen für Folter verurteilt. 
Richter ignorieren weitgehend die Aussagen der Opfer über unter Folter erzwungene Geständnisse und 
leiten keine Ermittlungen zu solchen Vorwürfen ein.

80. Im Oktober 2024 wurde Svetlana Savelyeva willkürlich an der Grenze im Gebiet Kursk 
festgenommen, als sie versuchte, in die Ukraine zu reisen, um sich mit ihrem Freund zu vereinen. Sie wurde 
in einer „Karussellhaftung“ mit aufeinanderfolgenden Verwaltungshaftstrafen festgehalten, während sie von 
Beamten des Föderalen Sicherheitsdienstes in Hotelzimmer und ein Privathaus gebracht wurde, wo sie über 
einen Zeitraum von zwei Monaten gefoltert wurde; die Folter umfasste Schläge, Strangulation, 
Elektroschocks, Demütigungen, Morddrohungen und Androhungen sexueller Gewalt, um ein Geständnis zu 
erzwingen. Im Dezember 2024 wurde sie wegen angeblichen Versuchs, sich den ukrainischen Streitkräften 
anzuschließen, wegen „Verrats“ angeklagt.

81. Kezhik Ondar, ein Angehöriger der ethnischen Gruppe der Tuwiner, wurde 2020 in einer 
Untersuchungshaftanstalt (SIZO-1) in Irkutsk von Mitgefangenen auf Anweisung der Gefängnisverwaltung 
gefoltert. Die Folter umfasste wiederholte Vergewaltigungen und das Einführen eines Heizelements in sein 
Rektum, das eingeschaltet wurde und in seinem Körper explodierte. Fünf Gefängnisangestellte, die wegen 
seiner Folter gemäß Artikel 286 – Überschreitung der Amtsbefugnisse – verurteilt worden waren, wurden 
2025 vom Berufungsgericht wegen „Fahrlässigkeit” zu einer geringeren Strafe verurteilt. Der Oberste 
Gerichtshof hob dieses Urteil auf und verwies den Fall zur erneuten Prüfung zurück.

82. Im Januar 2025 wurde Magomed Magomedov, ein 26-jähriger Angehöriger der ethnischen Gruppe 
der Dagestaner, willkürlich festgenommen und von zwei Polizeibeamten im Gebiet Moskau unter 
Ausschluss von Kontakt zur Außenwelt gefoltert – unter anderem mit Elektroschocks und Vergewaltigung 
mit einem Besenstiel. Nachdem er die Misshandlungen gemeldet hatte, tauchten unbegründete Vorwürfe im 
Zusammenhang mit dem Islamischen Staat im Irak und in der Levante auf, was Befürchtungen vor 
Vergeltungsmaßnahmen schürte. Trotz dokumentierter forensischer Beweise für Folter wurde keine 
Untersuchung eingeleitet. (39)

83. Im Dezember 2023 wies Präsident Putin den Untersuchungsausschuss an, die Wirksamkeit 
strafrechtlicher Ermittlungen bei Foltervorwürfen zu verbessern. Im Juni 2025 erklärte der 
Untersuchungsausschuss auf Anfrage eines Abgeordneten der Staatsduma, dass der Bericht des 
Ausschusses an den Präsidenten nicht der Offenlegungspflicht unterliege, was die mangelnde Transparenz 
und Rechenschaftspflicht bei der Bekämpfung von Folter weiter unterstreicht.

35  A/HRC/57/59, Abs. 78.
36 A/79/508.
37  Vorlage von Crew Against Torture.
38  Siehe https://cdep.ru/userimages/Statistika_2024/k4-svod_vse_sudy-2024.xls (auf Russisch).
39  Mitteilung RUS 6/2025. Die Mitteilung wird unter https://spcommreports.ohchr.org/Tmsearch/TMDocuments verfügbar sein.

https://docs.un.org/en/A/HRC/57/59
https://docs.un.org/en/A/79/508
https://cdep.ru/userimages/Statistika_2024/k4-svod_vse_sudy-2024.xls
https://spcommreports.ohchr.org/Tmsearch/TMDocuments
https://spcommreports.ohchr.org/Tmsearch/TMDocuments
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84. Der Einsatz von Zwangspsychiatrie als Mittel der Unterdrückung, bei dem strafrechtliche 
Verfolgung durch unbefristete psychiatrische Maßnahmen ersetzt wird, hat zugenommen: Seit 2022 wurden 
durchschnittlich 23 Fälle pro Jahr dokumentiert, verglichen mit fünf Fällen pro Jahr zwischen 2015 und 
2021. Oppositionsaktivisten, Umweltschützer und Kriegsgegner sind davon überproportional betroffen. Bis 
August 2025 wurden mindestens 51 Personen zwangspsychiatrischen Maßnahmen unterzogen,(40)darunter 
der jakutische Schamane Alexander Gabyshev, der seit 2020 in einer psychiatrischen Klinik festgehalten 
wird.

85. Am 8. Juli 2025 verabschiedete die Staatsduma ein Gesetz, das sieben Hochsicherheits-SIZOs 
wieder in die Zuständigkeit des Föderalen Sicherheitsdienstes überführt. Das Gesetz soll am 1. Januar 2026 
in Kraft treten.(41)  Die Gesetzesänderung würde dem Dienst weitreichende Befugnisse zur Ermittlung, 
Festnahme und Inhaftierung von Personen sowie zum Betrieb eigener Haftanstalten einräumen, was das 
Risiko von Folter erhöht und die Straflosigkeit fördert, insbesondere in bestimmten Kategorien politisch 
sensibler Fälle. Da der Dienst von der externen Kontrolle ausgenommen ist, wird jede unabhängige 
Überprüfung praktisch abgeschafft und die gerichtliche Kontrolle geschwächt.

VI. Menschenrechtsverletzungen im Namen der nationalen Sicherheit und 
Unterdrückung abweichender Meinungen

A. Verrat, Spionage und vertrauliche Zusammenarbeit

86. Seit Februar 2022 wurden mindestens 536 Personen wegen „Verrats“, „Spionage“ oder 
„vertraulicher Zusammenarbeit“ zu Haftstrafen zwischen 10 Jahren und lebenslänglich verurteilt; 
mindestens 359 dieser Personen wurden im Jahr 2024 verurteilt.42

87. Durch die Ausweitung der Rechtsvorschriften in den Jahren 2022–2024 erhielten die Behörden 
zusätzliche Instrumente, um Straftaten gegen die nationale Sicherheit zu konstruieren, die häufig auf 
Beweisen beruhen, die durch Folter und Verleitung zu Straftaten erlangt wurden. Durch die 2024 
vorgenommenen Änderungen des Strafgesetzbuches wurde die Definition des Begriffs „Überlaufen zur 
feindlichen Seite“ (Art. 275) erweitert, ein neuer Straftatbestand der Unterstützung des Feindes bei 
Aktivitäten gegen die Sicherheit der Russischen Föderation (Art. 276.1) eingeführt und die Anwendung 
dieser Bestimmungen auf alle Personen auf russischem Territorium ausgeweitet. Verleitung zu Straftaten ist 
zur Routine geworden, insbesondere in den sozialen Medien. Agenten des Föderalen Sicherheitsdienstes 
nahmen online Kontakt zu Ivan Tolpygin auf und fragten ihn nach seiner Meinung zum Krieg, woraufhin er 
zu vier Jahren Haft verurteilt wurde.

B. „Terrorismus“ und „Extremismus“

88. Die russischen Behörden missbrauchten weiterhin „Terrorismus“-Anklagen, um pro-ukrainische 
Unterstützung unter Strafe zu stellen. Im Juni 2025 wurde Nadin Geisler (Nadezhda Rossinskaya) wegen 
„Verrats“ und „Terrorismus“ zu 22 Jahren Haft verurteilt, weil sie einen Instagram-Beitrag gepostet hatte, 
dessen Urheberschaft sie bestreitet.

89. Eine neue Gesetzgebung vom Dezember 2024 erweiterte die Gründe für die Aufnahme von 
Organisationen und Einzelpersonen in die Liste der „Extremisten“, darunter „Fake News“ und Handlungen, 
die die Armee „diskreditieren“ und als „durch Hass motiviert“ angesehen werden. 43Im Juni 2024 verbot der 
Oberste Gerichtshof die nicht existierende „Anti-russische Separatistenbewegung“ als „extremistisch“. Der 
Missbrauch strafrechtlicher Bestimmungen für die Zurschaustellung „extremistischer Symbole“ hat seit 
2022 zu mindestens 67 Verurteilungen geführt.

90. Die gezielte Verfolgung von Kindern wegen „Terrorismus“ und „Extremismus“ gibt weiterhin 
Anlass zu großer Sorge. Bis Juli 2025 wurden über 150 Kinder im Alter von 14 bis 17 Jahren auf die Liste 
der „Extremisten“ und „Terroristen“ des Bundes gesetzt. Es gab auch Fälle, in denen Kinder des „Verrats“ 
beschuldigt und gefoltert wurden, um Geständnisse zu erzwingen.

40  Daten der Memorial International Association.
41  Bundesgesetz Nr. 239-FZ vom 23. Juli 2025.
42  Siehe https://dept.one/story/izmena-2024/ (auf Russisch).
43  Föderales Gesetz Nr. 522-FZ vom 28. Dezember 2024.

https://dept.one/story/izmena-2024/
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VII. Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen und Mobilisierung

91. Die Desertion ist zu einem der wichtigsten Mittel für diejenigen geworden, die sich der Teilnahme 
am Krieg entziehen wollen. Schätzungen zufolge sind seit 2022 über 50.000 russische Soldaten desertiert, 
was fast 10 Prozent aller russischen Truppen in der Ukraine entspricht. Seit 2022 wurden mehr als 16.000 
Militärangehörige wegen Desertionsdelikten strafrechtlich verfolgt, wobei 2024 über 13.500 Wehrpflichtige 
und Zeitsoldaten verurteilt wurden.

92. Die Anklage wegen „Befehlsverweigerung” wird gegen Männer, einschließlich verwundeter 
Soldaten, erhoben, die sich weigern zu kämpfen. Folter und Misshandlung, einschließlich Schlägen, Hunger 
und Morddrohungen, werden eingesetzt, um „Disziplin durchzusetzen” und die Befolgung militärischer 
Befehle zu erzwingen. Auf Übungsplätzen wurden sogenannte „Foltergruben” eingerichtet, um Soldaten zu 
bestrafen, die versuchen, sich dem Kampf an der Front in der Ukraine zu entziehen.

93. Nach Gesetzesänderungen im Jahr 202444können Strafverdächtige, Angeklagte und Verurteilte ihre 
Strafen umgewandelt oder ihre Strafverfolgung eingestellt bekommen, wenn sie Militärverträge 
unterzeichnen, was den Rekrutierungspool für den Einsatz im Krieg erweitert hat. Etwa 12 Prozent aller 
Verdächtigen unterzeichnen Militärverträge, wobei Polizeibeamte für jeden unterzeichneten Vertrag eine 
finanzielle Vergütung erhalten. Seit 2022 wurden etwa 200.000 Häftlinge rekrutiert, was dazu beigetragen 
hat, dass bis Juli 2025 fast 80 der 900 Strafvollzugsanstalten geschlossen wurden.(45)

94. Bis Februar 2025 hatten investigative Journalisten des Online-Mediums Vyorstka berechnet, dass 
über 750 Menschen durch zurückkehrende Kämpfer getötet oder schwer verletzt worden waren, darunter 
378 Todesfälle und 376 lebensbedrohliche Verletzungen. Im September 2024 wurde ein zu 25 Jahren Haft 
verurteilter Kannibale nach Kämpfen in der Ukraine freigelassen. Im November 2024 kehrte ein ehemaliger 
Soldat, der wegen der Tötung von 13 Menschen zu 20 Jahren Haft verurteilt worden war, nach 
Unterzeichnung eines neuen Vertrags an die Front zurück.

95. Das Verteidigungsministerium der Russischen Föderation bestreitet, Informationen über vermisste 
Soldaten zu haben. Im November 2024 erklärte der stellvertretende Verteidigungsminister, dass 48.000 
Angehörige DNA-Proben zur Identifizierung von Überresten eingereicht hätten, wobei es sich bei einigen 
Einreichungen um Duplikate handelte. Die ukrainische Initiative „Want to Find“ hat mehr als 88.000 
Anfragen zu vermissten russischen Soldaten erhalten, während das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz (IKRK) 110.000 Fälle von vermissten Personen registriert hat.

96. Das Verteidigungsministerium hat ausländische Staatsangehörige, darunter Opfer von 
Menschenhandel aus Nepal und Sri Lanka, in die Armee eingezogen und sie durch Folter und Drohungen 
zur Unterzeichnung von Verträgen gezwungen.

97. Wie 2024 berichtet wurde, werden Wehrpflichtige durch Folter und Täuschung gezwungen, 
Militärverträge zu unterzeichnen, die es ermöglichen, sie an die Front zu schicken. In mindestens einem 
Fall wurde eine Person erschossen, weil sie sich weigerte, den Vertrag zu unterzeichnen.

VIII. Gruppen, die aufgrund ihrer Identität besonders anfällig für 
Menschenrechtsverletzungen sind

A. Inhaftierung und Behandlung von Ukrainern

98. Im Mai 2025 waren Tausende ukrainischer Zivilisten weiterhin gewaltsam verschwunden und 
befanden sich in russischer Haft. Die Zahl der Todesfälle aufgrund von Folter, einschließlich der 
Verweigerung medizinischer Behandlung, ist unbekannt. Dem IKRK wurde der Zugang zu den 
ukrainischen Häftlingen verweigert.

99. Im Mai 2025 berichtete die Koordinierungszentrale für die Behandlung von Kriegsgefangenen, eine 
staatliche Einrichtung der Ukraine, dass von den 5.000 ukrainischen Soldaten, deren sterbliche Überreste 
repatriiert worden waren, 206 in russischer Gefangenschaft gestorben waren, wobei Autopsien Folter und 
Verweigerung medizinischer Versorgung als Todesursachen ergaben.

44  Föderale Gesetze Nr. 64-FZ vom 23. März 2024 und Nr. 340-FZ vom 2. Oktober 2024.
45  Vorlage von Russia Behind Bars.
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100. Am 14. Februar 2025 wurden 757 Leichen von im Kampf getöteten Personen in die Ukraine 
zurückgeführt. Eine Leiche, die als „unbekannter Mann” gekennzeichnet war und der einige Organe fehlten, 
wurde durch DNA-Tests als Viktoria Roshchyna identifiziert, eine 27-jährige ukrainische Journalistin, die 
in russischer Haft ums Leben gekommen war. (46)  Die forensische Analyse ergab Folter, darunter 
Verletzungen durch Elektroschocks. Zuletzt wurde sie am 8. September 2024 in der Haftanstalt Taganrog 
SIZO-2 gesehen.

101. Taganrog SIZO-2 ist eine der gewalttätigsten Haftanstalten. Ukrainische Überlebende berichten von 
extremer Überbelegung, unhygienischen Bedingungen, Hunger, Schlägen mit Elektroschockern und 
Schlagstöcken, Beinahe-Ertrinken, Elektroschocks, auch an den Genitalien, sowohl zur Erpressung von 
Geständnissen als auch als Strafe, erzwungener Nacktheit für Männer und Frauen, sexueller Demütigung 
sowie Vergewaltigung und Vergewaltigungsdrohungen. Die Inhaftierten wurden gezwungen, auf einen 
Rechtsbeistand zu verzichten, während den Anwälten unterschriebene Verzichtserklärungen vorgelegt 
wurden, die sie daran hinderten, ihre Mandanten zu vertreten.

102. Im Dezember 2024 verurteilte das Militärgericht des Südbezirks in Rostow am Don die ukrainische 
Zivilistin Natalia Vlasova wegen „Terrorismus“, „Spionage“ und „versuchten Mordes“ zu 18 Jahren und 
zwei Monaten Haft. Sie war Ende 2018 in der sogenannten Volksrepublik Donezk rechtswidrig inhaftiert 
worden und über vier Jahre lang ohne Kontakt zur Außenwelt festgehalten worden, unter anderem in dem 
berüchtigten Gefängnis Izoliatsiya (Isolation), einer inoffiziellen Haftanstalt in Donezk. In einer seltenen 
öffentlichen Gerichtsverhandlung beschrieb Frau Vlasova, wie sie von 15 bewaffneten Männern 
vergewaltigt, mit einer Flasche missbraucht, mit Elektroschocks gefoltert und ihre Zähne mit einer 
Metallfeile abgeschliffen wurden. Das Gericht versäumte es, die Foltervorwürfe zu untersuchen.

Beteiligung von medizinischem Personal an Folter

103. Ehemalige ukrainische Häftlinge, sowohl Zivilisten als auch Kriegsgefangene, die vom 
Sonderberichterstatter befragt wurden, sagten aus, dass sie in russischer Haft von medizinischem Personal 
gefoltert worden seien, wobei unter anderem berichtet wurde, dass Ärzte die Folter von Häftlingen geduldet 
oder mitangesehen und nicht gemeldet hätten. Ihre Aussagen wurden von anderen Opfern und Zeugen 
unabhängig voneinander bestätigt.

104. Zwischen Februar 2023 und April 2025 wurden in der Strafkolonie Nr. 10, einer 
Hochsicherheitsanstalt in Mordwinien, viele der 700 ukrainischen Kriegsgefangenen und zivilen Häftlinge 
systematisch gefoltert – oft durch medizinisches Personal. Ein Sanitäter namens „Doktor Zlo“ (Doktor 
Böse), identifiziert als Ilya Sorokin, schlug die Häftlinge regelmäßig mit Gummiknüppeln und versetzte 
ihnen Stromschläge mit Elektroschockern. Im Februar 2023 wurde der Kriegsgefangene Pavlo Afisov zu 
einer medizinischen Behandlung zum Sanitäter gebracht: Der Sanitäter schlug ihn mit einem 
Elektroschocker. Wenn Gefangene um medizinische Hilfe baten, versetzte ihnen der Sanitäter Stromschläge 
und verspottete sie wegen ihrer Schmerzen.

105. Im September 2023 starb Volodymyr Yukhymenko aus Winnyzja nach langanhaltender 
Misshandlung und medizinischer Vernachlässigung. Er litt seit seiner früheren Inhaftierung im Gebiet 
Wladimir unter schweren psychischen Problemen, erhielt jedoch keine Medikamente und wurde regelmäßig 
geschlagen. Als sein Ohr durch die Schläge anschwoll, wies Ilya Sorokin einen Wachmann an, ihn direkt 
auf das Ohr zu schlagen. Herr Yukhymenko starb kurz darauf. Eine ukrainische gerichtsmedizinische 
Untersuchung bestätigte eine Lungenentzündung, innere Blutungen und multiple Frakturen. Der Sanitäter 
schulte die Wachleute auch darin, wie man maximale Schmerzen zufügt; Bitten um Medikamente wurden 
mit Elektroschocks beantwortet. Die Handlungen dieses Sanitäters trugen zu mindestens vier bestätigten 
Todesfällen bei und wurden von über 50 ehemaligen Häftlingen bestätigt. (47)

106. Im April 2022 wurden Kriegsgefangene in einer medizinischen Einheit von SIZO-2 in Kashino, 
Oblast Twer, nackt ausgezogen, mit Elektroschockern geschlagen und gezwungen, in der Hocke zu sitzen 
und „Ruhm für Russland“ zu rufen, während zwei medizinische Mitarbeiter in weißen Kitteln schweigend 
zusahen und später ihre Größe und ihr Gewicht aufzeichneten. Ehemalige Häftlinge sagten aus, dass in 
SIZO-2 in Stary Oskol, Oblast Belgorod (Oktober 2022) und SIZO-2 in Ryazhsk, Oblast Rjasan (April 
2022), medizinisches Personal Anweisungen gab

46  Siehe https://www.ohchr.org/en/press-releases/2024/10/russia-must-confirm-news-ukrainian-journalists-
death-custody-un-experts.

47  Vorlage des Zentrums für bürgerliche Freiheiten, der Menschenrechtsgruppe Charkiw und des Skhemy-Projekts.

https://www.ohchr.org/en/press-releases/2024/10/russia-must-confirm-news-ukrainian-
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Mitarbeitern, wie man Elektroschocks einsetzt, um größere Schmerzen zuzufügen, während in SIZO-2 in 
Kamyshin, Oblast Wolgograd (Mai 2022), ein Arzt während der Folter anwesend war, darunter auch bei der 
gewaltsamen Entfernung eines Muttermals.

107. Im Februar 2024 wurde der verwundete Kriegsgefangene Andrii Pereverzev in Anwesenheit eines 
Sanitäters geschlagen und mit Elektroschocks gefoltert, wobei dieser Anweisungen gab, wo und wie lange 
die Elektrokabel anzulegen seien. Während einer Operation im Kalinin-Krankenhaus in Donezk brannte ein 
aus Moskau angereister Chirurg mit einem medizinischen Kauter „Slava Rossii“ (Ruhm für Russland) und 
den Buchstaben „Z“ in den Bauch von Herrn Pereverzev. Später wurde Herr Pereverzev im Krankenhaus 
Nr. 15 in Donezk mit Elektroschockern geschockt und in Stresspositionen gezwungen; medizinisches 
Personal war Zeuge dieser Handlungen, griff jedoch nicht ein.

108. Seit Mitte 2023 wurden Hunderte ukrainischer Häftlinge, vor allem solche, die 2022 aus den von 
der Russischen Föderation besetzten Gebieten deportiert worden waren, nach Verbüßung ihrer Strafe aus 
russischen Gefängnissen entlassen. Diejenigen, die die russische Staatsbürgerschaft ablehnen, werden in 
Einwanderungszentren festgehalten und warten auf ihre Abschiebung. Da es keinen 
Rückführungsmechanismus gibt, sitzen sie an der russisch-georgischen Grenze in Werchnj Lars fest. Eine 
Person ist gestorben, zwei haben im Juni und Juli 2025 Selbstmordversuche unternommen. Im Juli befanden 
sich mindestens 60 Personen, darunter 10 Frauen, in überfüllten, provisorischen Kellerräumen mit 
insgesamt 17 Betten. Ihnen wurde medizinische Versorgung verweigert, auch bei schweren Erkrankungen 
wie Tuberkulose oder HIV-Infektion, und sie wurden in einer rechtlichen und humanitären Grauzone 
zurückgelassen.

B. Frauen und Mädchen

109. Die Gewalt gegen Frauen in der Russischen Föderation hat zugenommen; da es keine Gesetze 
gegen häusliche Gewalt gibt, sind Frauen und Mädchen schutzlos. Seit 2022 hat sich die Zahl der 
gemeldeten Fälle häuslicher Gewalt, an denen aktuelle oder ehemalige Angehörige der Streitkräfte beteiligt 
sind, fast verdoppelt.

110. Zurückkehrende Kämpfer haben ihre Ehefrauen, Ex-Partnerinnen oder andere Familienmitglieder 
getötet. Ein Mann wurde 2022 wegen Vergewaltigung und Mord zu 20 Jahren Haft verurteilt. Nach nur 
sieben Monaten im Gefängnis unterzeichnete er einen Militärvertrag, um in den Krieg zu ziehen. Als er im 
Oktober 2024 nach Hause zurückkehrte, tötete er seine ehemalige Frau und deren Tochter. Es gibt kein 
gesetzliches Verbot, das Wiederholungstäter daran hindert, einen zweiten Vertrag zu unterzeichnen, um sich 
der Verantwortung zu entziehen.

111. Im November 2024 verabschiedete die Russische Föderation das sogenannte 
„Kinderfreiheitsgesetz“, das Diskussionen über Verhütung, Abtreibung, Unfruchtbarkeit und freiwillige 
Kinderlosigkeit einschränkt. 48

C. LGBT-Personen

112. Nach der Einstufung der „internationalen LGBT-Bewegung” als „extremistisch” verschärfte sich 
die staatliche Repression in den Jahren 2024/25. Mindestens fünf LGBT-Organisationen und elf informelle 
Initiativen wurden geschlossen. Im Jahr 2024 führten die Behörden rund 40 Razzien durch, davon 24 gegen 
Einrichtungen von und für queere Personen, oft unter Beteiligung ultranationalistischer Selbstjustizler, was 
zu Verhaftungen und Einberufungsbescheiden führte. Die Gerichte prüften 221 Fälle von „LGBT-
Propaganda”, darunter auch das Zeigen von Symbolen wie der Regenbogenfahne.

113. Bis Anfang 2025 wurden mindestens acht Strafverfahren wegen „Extremismus” gegen 14 
Angeklagte eingeleitet, von denen einer in Haft starb. Zu den strafrechtlich verfolgten Aktivitäten gehörten 
der Betrieb von Schwulenclubs, die Organisation von LGBT-Veranstaltungen und die Beteiligung an 
Aktivismus; in einigen Fällen richteten sich die Strafverfolgungsmaßnahmen gegen die vermeintliche 
sexuelle Orientierung einer Person.

114. Im November 2024 wurde Andrei Kotov wegen „Extremismus” festgenommen, gefoltert und ihm 
wurde ein Rechtsbeistand verweigert. Die Ermittler drohten Herrn Kotov mit zusätzlichen Anklagen wegen 
Kinderpornografie, die in der Vergangenheit dazu dienten, Dissidenten und LGBT-Personen zu 
diskreditieren. Am 30. Dezember 2024 wurde er tot in Haft aufgefunden, was die Befürchtung aufkommen 
ließ, dass Folter die Todesursache war.

48  Föderales Gesetz Nr. 401-FZ vom 23. November 2024.



16

A/HRC/60/59

115. Viskhan Tazurkaev, ein 19-jähriger Mann aus Tschetschenien, wurde im Dezember 2024 wegen 
angeblicher Verbindungen zu einem schwulen Freund festgenommen und unter anderem mit 
Elektroschocks gefoltert. Er starb in Haft. Die Umstände seines Todes wurden nicht untersucht. Sein Fall 
folgt einem dokumentierten Muster von Misshandlungen gegen LGBT-Personen in Tschetschenien.

116. Die Unterdrückung der Rechte von LGBT-Personen49  umfasst die Entfernung von Kunstbüchern 
und Literatur, die sich auf LGBT-Erfahrungen beziehen, darunter Bücher von Susan Sontag und Olivia 
Laing. Im Mai 2025 wurden Pavel Ivanov, Artem Vakhlyaev und Dmitry Protopopov von den 
unabhängigen Verlagen Popcorn Books und Individuum wegen der Veröffentlichung und des Verkaufs von 
LGBT-Inhalten unter dem Verbot der sogenannten „internationalen LGBT-Bewegung” festgenommen.

D. Indigene Völker

117. Indigene Völker gehören in der Russischen Föderation nach wie vor zu den am stärksten 
gefährdeten Gruppen, wobei einige vom Aussterben bedroht sind.50  Nur 47 indigene Völker sind anerkannt. 
Aufgrund der restriktiven Definitionen von indigenen Völkern in der russischen Gesetzgebung werden 
größere indigene Bevölkerungsgruppen weiterhin willkürlich von bestimmten rechtlichen 
Schutzmaßnahmen ausgeschlossen.

118. Indigene Gruppen sind ebenfalls von den Gesetzen zu „ausländischen Agenten“, „unerwünschten 
Organisationen“, „Extremismus“ und „Terrorismus“ betroffen. Das Forum der freien Nationen nach 
Russland, dem auch Organisationen indigener Völker angehörten, wurde als „terroristische“ Organisation 
eingestuft und im November 2024 vom Obersten Gerichtshof zusammen mit 172 verbundenen 
„strukturellen Unterabteilungen“ verboten. In einer bedeutenden Eskalation wurden im Januar 2025 Komi 
Daily und Asians of Russia als erste Medienorganisationen als „terroristisch“ eingestuft.

119. Die unverhältnismäßige Mobilisierung indigener Völker für den Krieg gegen die Ukraine, oft unter 
Zwang, hält weiterhin an, selbst dort, wo Gemeinschaften aufgrund von Kriegsopfern vom Aussterben 
bedroht sind.

E. Migranten und Flüchtlinge

120. Die nationalistische Ideologie des Staates prägt die Asyl- und Migrationspolitik der Russischen 
Föderation und schürt Fremdenfeindlichkeit und diskriminierende Praktiken gegenüber nicht-russischen 
Bevölkerungsgruppen. 51Bis Ende 2024 belief sich die Zahl der offiziell anerkannten Flüchtlinge im Land 
auf nur 216 Personen, darunter nur 12 Personen, denen 2024 der Flüchtlingsstatus zuerkannt wurde, 
während 5.302 Personen, überwiegend ukrainische Staatsbürger, vorübergehendes Asyl gewährt wurde.52

121. Im Februar 2025 führte die Russische Föderation ein neues „Ausweisungsregime” ein, das sich 
gegen Ausländer richtet, die sich ohne rechtmäßigen Aufenthaltsgrund im Land aufhalten. 53  Diese 
Personen werden in ein Register „kontrollierter Personen” aufgenommen und unterliegen strengen 
Beschränkungen, darunter Verbote, den Wohnsitz zu wechseln oder zu heiraten.

122. Die Zahl der Ausweisungsbeschlüsse in der Russischen Föderation ist deutlich gestiegen: In der 
ersten Hälfte des Jahres 2024 wurden 85.842 Entscheidungen von Gerichten erlassen, während Änderungen 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten der Polizei auch die Befugnis zur Erlassung von 
Ausweisungsbeschlüssen einräumten.

123. Massenrazzien gegen Migranten wurden fortgesetzt. Am 10. April 2025 führte die Moskauer 
Bereitschaftspolizei eine Razzia in einem Badehaus durch und nahm 59 Personen fest, überwiegend 
Staatsangehörige Kirgisistans, die geschlagen, gedemütigt und gezwungen wurden, auf allen vieren zu 
kriechen und sich übereinander zu legen. Am 27. Juni 2025 führten russische Sicherheitskräfte eine groß 
angelegte Razzia in Jekaterinburg durch und nahmen etwa 50 ethnische Aserbaidschaner im 
Zusammenhang mit unaufgeklärten Morden aus den Jahren 2001 bis 2011 fest. Nach der Operation starben 
zwei Brüder – Huseyn und Ziyaddin Safarov – in Haft, wobei forensische Experten in Aserbaidschan später 
bestätigten, dass sie durch Folter ums Leben gekommen waren.

49  A/HRC/54/54, Abs. 37–40; und A/HRC/57/59, Abs. 94.
50  Stellungnahme des Internationalen Komitees der indigenen Völker Russlands.
51  Stellungnahme des Forschungszentrums SOVA.
52  Stellungnahme des Bürgerhilfekomitees.
53  Föderales Gesetz Nr. 260-FZ vom 8. August 2024.

https://docs.un.org/en/A/HRC/54/54
https://docs.un.org/en/A/HRC/57/59
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124. Im Mai 2025 gab der Leiter des Untersuchungsausschusses, Alexander Bastrykin, bekannt, dass 
80.000 Personen, die kürzlich die russische Staatsbürgerschaft erhalten hatten, vor allem aus Zentralasien, 
zur Registrierung für den Militärdienst gezwungen worden waren, wobei 20.000 bereits an der Front 
eingesetzt wurden.

125. Ultranationalistische Bürgerwehren wie „Russische Gemeinschaft” und „Nordmensch” führten 
jeden Monat mindestens 80 Razzien gegen Migranten durch, wobei in 20 bis 30 Prozent der Fälle die 
Polizei mitwirkte.

126. Seit dem 1. April 2025 müssen alle Migrantenkinder gemäß einer neuen Verordnung54  eine 
Russischprüfung bestehen, um zur Schule zugelassen zu werden. Außerdem dürfen Kinder von Migranten 
ohne regulären Aufenthaltsstatus nicht zur Schule gehen, wodurch sie von Abschiebung bedroht sind.

127. Frauen aus Zentralasien, die in Lebensmittelgeschäften in Moskau arbeiteten, waren Zwangsarbeit, 
sexueller Gewalt und Kindesentführung ausgesetzt, während die Behörden es konsequent versäumten, Fälle 
von Menschenhandel zu untersuchen und zu ahnden.55

IX. Menschenrechte im Nordkaukasus

A. Tschetschenien

128. Die Lage im Nordkaukasus, insbesondere in Tschetschenien, ist geprägt von einem tief 
verwurzelten Klima der Angst und institutionalisierter Straflosigkeit. Dieses Umfeld ermöglicht den weit 
verbreiteten Einsatz von Kollektivstrafen, Verschleppungen, Folter und außergerichtlichen Tötungen.

129. Im April 2025 ordnete der tschetschenische Präsident Ramsan Kadyrow öffentlich eine 
Kollektivstrafe gegen die Familie des 17-jährigen Eskerkhan Khumashev an, weil dieser angeblich am Tod 
eines Polizisten beteiligt gewesen sein soll. Nachdem sie den 17-Jährigen getötet hatten, stellten die 
tschetschenischen Behörden seine Leiche vor einem Publikum aus Schulkindern und Beamten zur Schau. 
Sein Vater wurde in Moskau rechtswidrig festgenommen und gewaltsam nach Tschetschenien gebracht, wo 
er gefoltert wurde.

130. Die tschetschenischen Behörden mobilisierten Personen, darunter auch LGBT-Personen, die 
Ramzan Kadyrow kritisch gegenüberstanden, und zwangen sie, sich zwischen einem Militäreinsatz und 
einer Gefängnisstrafe zu entscheiden.

Frauen und Mädchen

131. Frauen, insbesondere in Tschetschenien und Dagestan, sind weiterhin weit verbreiteter 
geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt, darunter Zwangsheirat und die Androhung von „Ehrenmorden“. 
Im Juli 2025 floh Laura Avtorkhanova nach Georgien, um der häuslichen Gewalt zu entkommen, doch ihre 
Familie entführte sie, um sie zur Rückkehr zu zwingen. Mit Hilfe von Aktivisten gelang ihr erneut die 
Flucht.

X. Repressalien wegen Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen

132. Die Russische Föderation und ihre Verbündeten im Ausschuss für Nichtregierungsorganisationen, 
einem Untergremium des Wirtschafts- und Sozialrats, haben russische Organisationen systematisch daran 
gehindert, eine Akkreditierung zu erhalten, indem sie Verfahrensregeln ausnutzten und Hindernisse 
schufen. Im Jahr 2024 wurde keine russische Organisation akkreditiert, und diejenigen, denen die 
inländische Registrierung entzogen wurde, konnten sich nicht einmal bewerben, wodurch sie effektiv von 
der Teilnahme an den Beratungen der Vereinten Nationen ausgeschlossen wurden.

133. Im Mai 2025 stufte die russische Generalstaatsanwaltschaft den Internationalen Indigenen Fonds 
für Entwicklung und Solidarität Batani als „unerwünschte Organisation“ ein und begründete dies mit dessen 
Teilnahme an internationalen Foren, darunter auch bei den Vereinten Nationen. Als Vergeltungsmaßnahme 
für die Zusammenarbeit mit den Mechanismen der Vereinten Nationen warfen die russischen Behörden 
Batani vor, unter dem Deckmantel der Arbeit für die Rechte indigener Völker „anti-russische Narrative“ zu 
verbreiten.

54  Föderales Gesetz Nr. 544-FZ vom 28. Dezember 2024.
55  Siehe https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/07/russia-must-act-end-long-standing-trafficking-labour-

exploitation-migrant.

https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/07/russia-must-act-end-long-standing-trafficking-
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134. Am 8. und 9. Juli 2025 wurden die Wohnungen und Büros von Menschenrechtsverteidigern in 
verschiedenen russischen Oblasten durchsucht. Bei einer Razzia zwangen Beamte Sviatoslav Khromenkov, 
den Leiter des Projekts „Sibirien ohne Folter“, das vom Freiwilligen Fonds der Vereinten Nationen für 
Folteropfer unterstützt wird, zur Herausgabe von Berichten, die dem Fonds vorgelegt worden waren, und 
beschlagnahmten Aussagen von Folteropfern.

XI. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

135. Die Menschenrechtslage hat sich stetig verschlechtert und ist dramatisch zurückgegangen. In 
den letzten dreieinhalb Jahren haben die russischen Behörden eine gezielte Strategie verfolgt, um 
abweichende Meinungen durch verschärfte Zensur, politisch motivierte Strafverfolgung unter 
Berufung auf weit gefasste Bestimmungen zur öffentlichen Sicherheit und nationalen Sicherheit sowie 
die Ausweitung der Gesetzgebung zu „ausländischen Agenten“ und „unerwünschten Personen“ 
auszumerzen. Journalisten, Menschenrechtsverteidiger, Oppositionelle und Aktivisten wurden mit 
Inhaftierungen, Folter und langen Haftstrafen konfrontiert, während der zivile Raum systematisch 
und gezielt zerstört wurde.

136. Die russischen Behörden haben die institutionelle Unabhängigkeit abgeschafft und die Justiz, 
die Legislative und die Strafverfolgungsbehörden unter direkte politische Kontrolle gebracht. Diese 
systematische Vereinnahmung hat öffentliche Institutionen zu Instrumenten der Unterdrückung und 
des Krieges gemacht.

137. Diese Maßnahmen hatten besonders schwerwiegende Auswirkungen auf schutzbedürftige 
Gruppen, insbesondere Frauen, LGBT-Personen, nationale und ethnische Minderheiten, indigene 
Völker, religiöse Gruppen und Migranten, die in der offiziellen Rhetorik und Praxis gezielt 
angegriffen und zum Sündenbock gemacht wurden.

138. Im Nordkaukasus hat ein unaufhaltsamer Abstieg in die Gesetzlosigkeit zu weit verbreiteten 
Verstößen geführt, darunter geschlechtsspezifische Gewalt, Femizide, Folter und Misshandlung, 
Verschleppungen und brutale Unterdrückung der Rechte von LGBT-Personen.

139. Die Strategie der Unterdrückung innerhalb der Russischen Föderation selbst fördert 
Aggressionen im Ausland und die anhaltende Straflosigkeit. Rechenschaftspflicht und Gerechtigkeit 
sowie die Freilassung aller ukrainischen Zivilgefangenen, ukrainischen und russischen 
Kriegsgefangenen, die von beiden Seiten festgehalten werden, deportierter ukrainischer Kinder und 
aller russischen politischen Gefangenen müssen in alle Friedensgespräche und -prozesse einfließen.

140. Die anhaltende weit verbreitete und systematische Anwendung von Folter und Misshandlung 
durch russische Strafverfolgungsbeamte, Sicherheitskräfte, Strafvollzugsbeamte und Angehörige der 
Streitkräfte ist endemisch. Der vorliegende Berichtszeitraum hat auch ein klares Muster aufgezeigt, 
wonach Angehörige der Gesundheitsberufe an den abscheulichsten Folterungen, insbesondere von 
ukrainischen Häftlingen, beteiligt sind und diese dulden.

141. Die Sonderberichterstatterin wiederholt ihre früheren Empfehlungen an die russischen 
Behörden, die leider alle nicht umgesetzt wurden. Sie empfiehlt den russischen Behörden außerdem

(a) sich in Übereinstimmung mit den Resolutionen des Menschenrechtsrats und den 
Verpflichtungen des Staates nach internationalem Recht in gutem Glauben mit dem Mandat der 
Sonderberichterstatterin und anderen Menschenrechtsmechanismen auseinanderzusetzen;

(b) Beenden Sie die Zensur und die Unterdrückung abweichender Meinungen; lassen Sie 
alle Personen frei, die wegen der Ausübung ihrer Rechte, einschließlich der Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit, inhaftiert wurden; sorgen Sie dafür, dass Menschenrechtsverteidiger, 
Rechtsanwälte, Journalisten, Medienmitarbeiter, Kriegsgegner, Wissenschaftler, Politiker und 
andere Personen ihrer Tätigkeit frei von Schikanen, Einschüchterungen, willkürlichen 
Inhaftierungen, Folter und Misshandlungen nachgehen können.

(c) Alle Gesetze in Bezug auf „ausländische Agenten“ und „unerwünschte 
Organisationen“ aufzuheben und Personen, die aufgrund solcher Anschuldigungen verurteilt 
wurden, insbesondere gemäß Artikel 330.1 und 284.1 des Strafgesetzbuches, unverzüglich 
freizulassen und zu rehabilitieren;
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(d) Die Gesetze zu „extremistischen Aktivitäten“ aufheben, die in politisch motivierten 
Fällen angewendet werden und in einer Weise, die das Recht auf freie Meinungsäußerung, 
Vereinigungsfreiheit und friedliche Versammlung verletzt;

(e) Beendigung der Verwendung von Überwachungsmaßnahmen als Strafe und 
Abschaffung von Maßnahmen, die die Online-Informationsbeschaffung unter Strafe stellen, um die 
digitalen Freiheiten wiederherzustellen und die Privatsphäre zu schützen; und unverzügliche 
Aufhebung der im Juli 2025 verabschiedeten Gesetze, die die Nutzung von VPNs zu einem 
strafverschärfenden Umstand in Strafverfahren machen und Verwaltungsstrafen für die Werbung 
für VPN-Dienste und für die Online-Suche nach „extremistischen Materialien“ einführen;

(f) Folter als eigenständiges Verbrechen in der innerstaatlichen Gesetzgebung gemäß 
Artikel 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe unter Strafe zu stellen und sicherzustellen, dass die 
anwendbaren Strafen der Schwere des Verbrechens der Folter angemessen sind; Einführung des 
Straftatbestands anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
unter vollständiger Berücksichtigung der Artikel 2 und 16 des Übereinkommens gegen Folter; 
Gewährleistung unabhängiger und unverzüglicher Ermittlungen und Strafverfolgungen, Bestrafung 
der Täter und Gerechtigkeit für die Opfer;

(g) sicherstellen, dass durch Folter oder Misshandlung erlangte Geständnisse vor Gericht 
nicht als Beweismittel zugelassen werden;

(h) Sofortige Einstellung der Beteiligung von medizinischem Personal – zivilem und 
militärischem – an Folter und/oder Misshandlung von Häftlingen; wirksame strafrechtliche 
Verfolgung von medizinischem Personal, das sich an Folter oder Misshandlung beteiligt, diese 
geduldet oder nicht gemeldet hat; Gewährleistung des vertraulichen und ungehinderten Zugangs 
aller Häftlinge zu unabhängigen medizinischen Fachkräften gemäß den Mindestgrundsätzen der 
Vereinten Nationen für die Behandlung von Gefangenen (Nelson-Mandela-Regeln); und sicherstellen, 
dass Verletzungen oder Misshandlungen unverzüglich und ordnungsgemäß dokumentiert werden, in 
Übereinstimmung mit dem Handbuch zur wirksamen Untersuchung und Dokumentation von Folter 
und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (Istanbul-
Protokoll), und dass diese Dokumentation ohne Angst vor Vergeltungsmaßnahmen zugänglich ist;

(i) Änderung der nationalen Sicherheitsgesetze zur Angleichung an das Völkerrecht, 
unter anderem durch Einschränkung des Tatbestands von Verrat, Spionage und vertraulicher 
Zusammenarbeit; Anwendung solcher Anklagen nur auf Handlungen, die eine echte und 
nachweisbare Gefahr für die nationale Sicherheit darstellen, und Gewährleistung, dass die 
Anwendung solcher Anklagen nicht die Meinungsfreiheit oder friedliche zivile Aktivitäten 
beeinträchtigt;

(j) Gewährleistung vollständiger Transparenz und gerichtlicher Kontrolle bei Verfahren 
zur Einstufung als „Extremist“ oder „Terrorist“; jede Einstufung muss auf konkreten, individuellen 
Beweisen beruhen und eine sinnvolle Berufung ermöglichen;

(k) Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr 2023, die die 
„internationale LGBT-Bewegung“ als „extremistisch“ einstuft, aufzuheben und alle daraufhin 
ergangenen Verwaltungs- und Strafurteile aufzuheben; die Verfolgung und Verhaftung von LGBT-
Personen unter dem Vorwurf des „Extremismus“ zu beenden und gründliche, unabhängige 
Untersuchungen aller Verletzungen der Rechte von LGBT-Personen einzuleiten, einschließlich Fällen 
von Todesfällen in Haft, Folter und Misshandlung, um die vollständige Rechenschaftspflicht der 
Täter und Gerechtigkeit für die Opfer sicherzustellen;

(l) Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr 2024, mit der die nicht 
existierende „anti-russische separatistische Bewegung“ als „extremistische“ Organisation eingestuft 
wurde, aufzuheben und die Verfolgung von Organisationen und Fürsprechern indigener Völker und 
nationaler Minderheiten mit der Bezeichnung „extremistisch“ und „terroristisch“ zu beenden;

(m) Die nationale Gesetzgebung mit der Erklärung der Vereinten Nationen über die 
Rechte indigener Völker in Einklang bringen und das Übereinkommen über indigene und in 
Stämmen lebende Völker von 1989 (Nr. 169) der Internationalen Arbeitsorganisation ratifizieren; die 
Klassifizierung als „kleine Gruppe” überarbeiten, um den Schutz auf alle indigenen Gruppen 
unabhängig von ihrer Bevölkerungsgröße auszuweiten; und die gezielte Einberufung kleiner 
indigener Bevölkerungsgruppen zum Kriegsdienst einstellen;
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(n) Alle Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen beseitigen, unter anderem durch 
die Verabschiedung und wirksame Umsetzung von Gesetzen und Maßnahmen, die häusliche Gewalt 
unter Strafe stellen; Gesetze aufheben, die sogenannte „kinderfreie Propaganda“ verbieten; und 
regionale Praktiken rückgängig machen, die reproduktive Rechte und Entscheidungen einschränken, 
einschließlich der strengen Beschränkungen des Zugangs zu Schwangerschaftsabbrüchen;

(o) Grundlegende Überarbeitung von Gesetzen, die den Zugang zu Asyl, Bildung und 
Rechtsstatus für Migranten und Asylsuchende einschränken, einschließlich des 
„Abschiebungsregimes“ und der Verordnung vom April 2025, die Sprachprüfungen für die 
Zulassung zur Schule vorschreibt; Gewährleistung des Zugangs zu Rechtsbeistand und fairen und 
zeitnahen Asylverfahren; Wiederherstellung der gerichtlichen Kontrolle über 
Abschiebungsentscheidungen, um willkürliche Ausweisungen zu verhindern;

(p) Diskriminierung, Hassreden und Hassverbrechen, einschließlich gegen Migranten, 
verhindern und bekämpfen, indem die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden; 
regelmäßige Schulungen, einschließlich Sensibilisierungsschulungen, für Polizei, Migrationsbeamte 
und Justizbeamte zu Nichtdiskriminierung, Flüchtlingsschutz und Migrantenrechten anbieten;

(q) Beendigung der Verfolgung, der Angriffe und der Inhaftierung von Umweltschützern 
und Gewährleistung der Rechenschaftspflicht;

(r) Sicherstellen, dass Rechtsanwälte bei der Ausübung ihrer beruflichen Pflichten nicht 
bedroht oder eingeschüchtert, schikaniert, willkürlich verhaftet oder strafrechtlich verfolgt werden; 
den uneingeschränkten Zugang zu einem Rechtsbeistand eigener Wahl wiederherstellen, auch in 
Fällen, die Staatsgeheimnisse und/oder die nationale Sicherheit betreffen; und die Schutzmaßnahmen 
gegen Überwachung verstärken und die vertrauliche Kommunikation zwischen Rechtsanwälten und 
Mandanten gewährleisten;

(s) Gewährleistung des Zugangs zu einer fairen und öffentlichen Verhandlung vor einem 
unabhängigen und unparteiischen Gericht gemäß internationalen Standards für alle Angeklagten; 
Verbot von nichtöffentlichen Verfahren, außer in streng begrenzten und gerechtfertigten Fällen; 
Rücknahme der Ausweitung von Verfahren in Abwesenheit und Gewährleistung der Einhaltung der 
Garantien für ein faires Verfahren;

(t) Das Gesetz vom Juli 2025, mit dem Untersuchungshaftanstalten wieder der 
Zuständigkeit des Föderalen Sicherheitsdienstes unterstellt wurden, aufzuheben und eine 
unabhängige Aufsicht über Haftanstalten zu gewährleisten;

(u) dem IKRK ungehinderten Zugang zu russischen politischen Gefangenen und 
ukrainischen Kriegsgefangenen und zivilen Häftlingen zu gewähren;

(v) Die Anwendung von Psychiatrie zu Strafzwecken, zur Diagnose oder Behandlung zu 
verbieten und sicherzustellen, dass jede psychiatrische Behandlung ausschließlich auf medizinischen 
Gründen und der freien und informierten Zustimmung beruht und einer unabhängigen gerichtlichen 
Aufsicht sowie dem Schutz vor Folter oder Misshandlung unterliegt;

(w) Sofortige Einstellung aller Formen der Einschüchterung und Repressalien gegen 
Einzelpersonen und zivilgesellschaftliche Organisationen, die mit den Vereinten Nationen, 
einschließlich ihrer Menschenrechtsmechanismen und des vorliegenden Mandats, zusammenarbeiten 
wollen, und Einführung von Schutzmaßnahmen, um künftige Repressalien zu verhindern.

142. Der Sonderberichterstatter empfiehlt außerdem, dass die internationale Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen

(a) ihre innerstaatliche Strafgerichtsbarkeit auszuüben, auch auf der Grundlage der 
universellen Gerichtsbarkeit, die ihre Zuständigkeit für die Strafverfolgung mutmaßlicher Täter von 
Folter und Misshandlung oder anderen Verbrechen gegen Personen in der Russischen Föderation 
begründet;

(b) Die Menschenrechte russischer Staatsbürger, die innerhalb ihres Hoheitsgebiets 
Schutz benötigen, durch die Achtung des Grundsatzes der Nichtzurückweisung aller Folteropfer und 
Asylsuchenden aus der Russischen Föderation, insbesondere von Menschenrechtsverteidigern, 
Kriegsgegner, unabhängige Journalisten und Medienvertreter, Kriegsdienstverweigerer und 
Personen, die sich der Zwangsmobilisierung für den Krieg gegen die Ukraine verweigert haben, sowie 
Mitglieder der LGBT-Gemeinschaft, unter anderem aus Tschetschenien und dem Nordkaukasus, 
Angehörige indigener Völker und
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nationalen Minderheiten sowie Frauen und Mädchen, die vor häuslicher Gewalt, Zwangsheirat, 
weiblicher Genitalverstümmelung und „Ehrenmorden“ im Nordkaukasus fliehen, unter anderem;

(c) Eine Strategie verfolgen und die nachhaltige Unterstützung zum Schutz von 
Dissidenten und Menschenrechtsverteidigern, sowohl derjenigen, die weiterhin innerhalb der 
Russischen Föderation als auch im Exil tätig sind, als auch ihrer Familien verstärken; 
Diskriminierung unterlassen und die Bewegungsfreiheit von Menschenrechtsverteidigern durch die 
Erteilung von Reisevisa, Ausreise- und Wiedereinreisegenehmigungen sowie ungehinderte 
Reisemöglichkeiten, auch durch Fluggesellschaften oder andere Transportanbieter, erleichtern; und 
ermöglichen und unterstützen Sie im Exil lebende russische Menschenrechtsverteidiger dabei, ihre 
Menschenrechtsarbeit im Ausland fortzusetzen, indem Sie die Registrierung und Arbeit ihrer 
Nichtregierungsorganisationen erleichtern, ihnen die Beschaffung von Finanzmitteln ermöglichen, 
sicherstellen, dass sie Bankkonten eröffnen können, und ihnen und ihren Familien 
Aufenthaltsgenehmigungen erteilen, unter anderem durch die Erleichterung von Besuchen von 
Familienangehörigen, die noch in der Russischen Föderation leben;

(d) Schaffung eines offiziellen und wirksamen internationalen Mechanismus für die 
sofortige und bedingungslose Rückkehr aller deportierten ukrainischen Zivilisten, die in der 
Russischen Föderation inhaftiert sind, einschließlich deportierter ukrainischer Kinder, unabhängig 
vom Status oder Ergebnis etwaiger Friedensgespräche und unter angemessener Beteiligung des 
IKRK.




